(Nr. 13276.) Verordnung über einen erweiterten Staatsvorbehalt zur Aufſuchung und Gewinnung von 
5 Steinkohle und Erdöl. Vom 10. Oktober 1927. N 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinftimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 
f N : N Artikel J. 
; 9 8 15 5 8524 5 8 er 
(1) In der Provinz Brandenburg und in dem Gebiete der Stadtgemeinde Berlin ſteht die Auffuchung 
und Gewinnung . g EEE, 5 N 
a) von Steinkohle, 
b) von Erdöl, Erdgas, Bergwachs und Aſphalt ſowie des wegen des Gehalts an Bitumen von 
a dem Oberbergamt als techniſch verwertbar erklärten Olſchiefers und Olſandſteins N 
allein dem Staate zu. 
2) Dasſelbe gilt auch für diejenigen Gebietsteile der Provinzen Sachſen und Niederſchleſten, in welchen 
die Steinkohle bisher dem Verfügungsrechte des Grundeigentümers unterlegen hat. i 


(1) Die Aufſuchung und Gewinnung der dem Staate nach 8 1 vorbehaltenen Steinkohle unterliegt den 
Vürſcheiſten bes Allgemeinen Berggeiehes. | 

(2) Das Bergwerkseigentum an Steinkohle wird dem Staate durch den Miniſter für Handel und 
Gewerbe verliehen. a 

(3) Die Verleihung erfolgt nach den Vorſchriften im § 38 b Abſ. 2 bis 4 des Allgemeinen Berggeſetzes; 
die $$ 12 bis 38 dieſes Geſetzes finden keine Anwendung. f 5 


(..!) Der Staat kann die Ausbeutung eines nach $ 2 verliehenen Steinkohlenbergwerkes ganz oder teil. 
weiſe unter beſtimmten Bedingungen anderen Perſonen übertragen. Die Übertragung ſoll in der Regel 
gegen Entgelt und auf Zeit erfolgen. . ae 


(2) Die demgemäß geſchloſſenen Verträge bedürfen der Genehmigung des Miniſters für Handel und 
Gewerbe und des Finanzminiſters. ee 12 — 
84. 


Auf die Aufſuchung und Gewinnung des dem Staate nach $ 1 vorbehaltenen Erdöls und der übrigen 
im § 1 unter b bezeichneten Stoffe kommen die nachfolgenden Vorſchriften des Allgemeinen Berggeſetzes zur 
entſprechenden Anwendung: 

1, Titel II Abſchnitt 1 „vom Schürfen“ SS 3 bis 11 einſchließlich; 

2. Titel III Abſchnitt 1 „von dem Bergwerkseigentum im allgemeinen“ §§ 58 bis 63 einſchließlich ; 

3. Titel III Abſchnitt 2 „von dem Betriebe und der Verwaltung“ SS 66 bis 79 einſchließlich ; 

4. Titel III Abſchnitt 3 „von den Bergleuten und den Betriebsbeamten“ s$ 80 bis 93 e einſchließ⸗ 
lich mit der Maßgabe, daß bei nicht knappſchaftlichen Betrieben die im § 92 bezeichneten Geld- 
ſtrafen derjenigen Hilfskaſſe zufallen, welcher der Arbeiter angehört, in Ermangelung einer ſolchen 

\ einer anderen zum Beſten der Arbeiter an dem Orte beſtehenden, von der Gemeindebehörde zu 
beſtimmenden Kaſſe und in deren Ermangelung der Ortsarmenkaſſe; 

5. Titel V Abſchnitt 1 „von der Grundabtretung“ 88 135 bis 147 einſchließlich nebſt der Uber⸗ 
gangsbeſtimmung des § 241 (Titel XD; 

6. Titel V Abſchnitt 2 „vom Schadenerſatze für Beſchädigungen des Grundeigentums“ §§ 148 
bis 152 einſchließlich mit der Maßgabe, daß § 152 keine Anwendung findet, inſoweit darin von 

8 Arbeiten der Muter die Rede ift; 
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7. Titel V Abſchnitt 3 „von dem Verhältniſſe des Bergbaues zu öffentlichen Verkehrsanſtalten“ 
g 153 bis 155 einſchließlich; = wahre eh 

8. Titel VIII „von den Bergbehörden“ 88 187 bis 195 einſchließlich 

9. Titel IX „von der Bergpolizei“ §§ 196 bis 209 a einſchließlich 

10. aus Titel XII „Schlußbeſtimmungen“ der § 242. 

8 5. 
f Für die Übertragung des dem Staate nach 8 1 vorbehaltenen Rechtes auf die dort unter b bezeichneten 
bituminöſen Stoffe gilt 8 3 entſprechend. 
Artikel II. 


(1) Mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung erlöſchen alle auf dem Verfügungsrechte des Grundeigen⸗ 

tümers beruhenden Rechte zur Aufſuchung und Gewinnung der unter §1 fallenden Stoffe. i 
(82) Soweit ſolche Rechte im Grundbuch eingetragen ſind, ſind ſie von Amts wegen oder auf Erſuchen 

des Oberbergamts zu löſchen. ü f 

(3) Von den Vorſchriften dieſes Artikels unberührt bleiben die für Betriebszwecke des Steinkohlenwerkes 
Plötz G. m. b. H. in Plötz bei Löbejün abgeſchloſſenen Verträge über die Aufſuchung und Gewinnung von 
Steinkohle. 
FI Artikel III. 


(1) Für einen nach Artikel II eintretenden Rechtsverluſt hat der Staat angemeſſene Entſchädigung zu leiſten. 


(2) Eine Entſchädigung gemäß Abf. 1 kann jedoch nur für ſolche Grundſtücke gefordert werden, unter 
deren Oberfläche ein im Arkikel I 8 1 bezeichneter Stoff gewonnen wird. Ob dieſe Vorausſetzung erfüllt iſt, 
entſcheidet im Streitfall — unter Ausſchluß des ordentlichen Rechtswegs — das Oberbergamt nach An⸗ 
hörung der Beteiligten. ; | 

(3) Die Entſchädigung fol für jedes Grundſtück regelmäßig in einem Bruchteile des Erlöſes oder Wertes 
der aus dem Grundſtücke gewonnenen Stoffe feſtgeſetzt werden. Statt deſſen kann bei Steinkohlenbergwerken 
und bei der bergmänniſchen Gewinnung bituminöſer Gefteine die nach dem Erlös oder Werte der gewonnenen 
Stoffe ermittelte Geſamtentſchädigung auf die jeweils zu berückſichtigenden Grundſtücke im Verhältnis ihrer 8 
Größe verteilt werden. 5 

(4) Die geſetzlichen Vorſchriften über die Entſchädigung für eine Inanſpruchnahme (Abtretung) von 
Grundſtücken für Betriebszwecke bleiben hierdurch unberührt. Ben “x 


Artikel T ; a 
() Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
(2) Gleichzeitig werden alle entgegenſtehenden geſetzlichen Vorſchriften aufgehoben. 
(8) Mit der Ausführung dieſer Verordnung wird der Miniſter für Handel und Gewerbe beauftragt. 
Berlin, den 10. Oktober 1927. | 


3 


Segel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 1 
Braun. Schreiber. | 
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